
 
 

Bekanntmachung 

nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Herr Gregor Hackenfort, wohnhaft in 48624 Schöppingen, Tinge 9, hat mit Antrag vom 

13.04.2026 die Änderung und den geänderten Betrieb einer Anlage zum Halten von Sauen mit 

den zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Schöppingen, Tinge 9, 

Gemarkung Schöppingen-Kirchspiel, Flur 57, Flurstück 1, beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung eines Sauenstalles (BE 11), Umnutzung bzw. 

Anpassung der Tierplätze in BE 1 bis BE 5 sowie die Errichtung eines Löschwasserkissens. 

Nach Durchführung der beantragten Änderung können insgesamt 632 Sauen, 4 Eber und 3758 

Ferkel auf der Anlage gehalten werden. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer 

Genehmigung nach diesen Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 9 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 
 

Mit dem Vorhaben wird das Haltungsverfahren der Sauen an geänderte rechtliche 

Rahmenbedingungen angepasst. Der damit verbundene Platzbedarf je Tier erfordert insgesamt 

mehr Stallfläche bei unveränderter Tierzahl. Dies äußert sich durch einen Neubau sowie 

Umstrukturierung an den Bestandsgebäuden. 
 

Emissionsmindernd wirkt dabei die zertifizierte Abluftreinigung an dem neu geplanten 

Stallgebäude, die eine Emissionsminderung von 100 % für Gerüche und 70 % für Stickstoff 

sicherstellt. Insofern wird sich eine Verbesserung der Emissionen ergeben und somit sind 

auch keine Auswirkungen auf die Schutzgebiete nach Anlage 3 Nr. 2.3 des UVPG zu 

erwarten. Auch im Zusammenwirken mit den vorhandenen Stallanlagen und 

Güllehochbehältern werden keine nachteiligen Umwelteinwirkungen hervorgerufen. 
 

Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten 

Vorhabens gegeben, so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als 

unselbständigem Teil des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 
 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
 

Kreis Borken, 08.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-01322 2026-rümp 

 

Im Auftrag 

Stefan Holthausen 

 
 

 


